
abhalten, in Abwesenheit des Angeklagten wesentliche, 
seine Beschuldigung oder Verteidigung berührende 
Fragen zu verhandeln oder auch ohne dies die Ver­
handlung längere Zeit in Abwesenheit des Angeklagten 
fortzuführen, es sei denn, daß einer der gesetzlich zu­
gelassenen Ausnahmefälle des § 191 Abs. 2 oder § 195 
StPO vorliegt. Ein solcher Verstoß wird auch nicht 
dadurch geheilt, daß der Angeklagte in entsprechender 
Anwendung des § 204 StPO nach seiner Rückkehr 
darüber unterrichtet wird, was in seiner Abwesenheit 
verhandelt worden ist. Bleibt der Angeklagte länger 
als vorgesehen der Verhandlung fern, dann muß er 
zurückgerufen oder aber die Verhandlung unterbrochen 
werden. In jedem Fall ist die erwähnte nachträgliche 
Unterrichtung des Angeklagten erforderlich, um ihm

Gelegenheit zu geben, sich zu dem Ergebnis der in 
seiner Abwesenheit durchgeführten Verhandlung zu 
äußern, Fragen und auch Anträge zu stellen.

Die vorstehend behandelte- Frage von der Anwesen­
heitspflicht und dem Anwesenheitsrecht des Angeklag­
ten kann keine besondere theoretische Bedeutung be­
anspruchen. Ihre Behandlung soll vielmehr nur eine 
der vielen Fragen beantworten, vor denen der Straf­
richter bei der Anwendung der neuen Strafpozeßord- 
nung in der Praxis steht. Vor allem aber soll sie darauf 
hinweisen, wie notwendig es ist, daß sich der Richter 
auch dann an den Grundprinzipien unseres demokra­
tischen Strafprozesses orientiert, wenn es um eine Frage 
geht, die auf den ersten Blick nur als eine Angelegen­
heit der Prozeßtechnik erscheint.

Uber die richterlichen Pflichten bei der Leitung von Zivilprozessen
Von Dt. Werner A r t z t ,  Hauptabteilungsleiter im Ministerium der Justiz
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Die im bürgerlichen Staat von der Rechtslehre auf­

gestellten Ziele des Zivilprozesses, unter denen insbe­
sondere die Wahrung der Rechtsordnung und die Wah­
rung des Rechtsfriedens zu nennen sind, haben einen 
ausgesprochen demagogischen Charakter. In einer 
Klassengesellschaft kann wegen der antagonistischen 
Gegensätze der Klassen ein Rechtsfrieden in der wirk­
lichen Bedeutung dieses Wortes niemals hergestellt 
werden, und auch die Rechtsordnung kann nur eine 
Ordnung im Interesse der herrschenden Klasse sein. 
Die kapitalistische Gesellschaftsordnung ist voller Wi­
dersprüche, die sich auf dem Gebiete des Rechts nicht 
nur im materiellen Recht, sondern auch in den Ver­
fahrensvorschriften und in der Durchführung der Pro­
zesse selbst widerspiegeln und widerspiegeln müssen. 
Jedes Zivilverfahren im kapitalistischen Staate dient 
der Durchsetzung der im Interesse der bürgerlichen 
Klasse erlassenen Gesetze, weshalb sich das Ergebnis 
eines solchen Verfahrens notwendigerweise infolge des 
Inhalts des Rechts gegen die Interessen der unterdrück­
ten und ausgebeuteten Klasse richten muß. Es ist uns 
noch deutlich in Erinnerung, mit welchen Verfahrens­
methoden im Rahmen des Zivilprozesses die Werk­
tätigen nach Abschlüssen von Abzahlungsgeschäften 
übervorteilt wurden und welche Nachteile ihnen bei 
der gerichtlichen Abwicklung von Käufen unter Eigen­
tumsvorbehalt zugefügt wurden. Mit Hilfe der Recht­
sprechung in Zivilsachen sicherten sich die kapitalisti­
schen Gläubiger die Durchsetzung von übersetzten Miet­
forderungen, von Wucherkrediten und die Realisierung 
von Sicherungsübereignungen für derartige Forde­
rungen.

Aber nicht nur diese Widersprüche traten vor den 
Zivilgerichten in Erscheinung, sondern auch die Wider­
sprüche unter den Angehörigen der ausbeutenden Klasse 
selbst, die eine Erscheinung der anarchischen Verhält­
nisse der kapitalistischen Wirtschaft sind. Die Bedin­
gungen der freien Konkurrenz führten notwendiger­
weise dazu, daß dieser wirtschaftliche Kampf auch mit 
den Mitteln des Zivilprozesses vor Gericht weitergeführt 
wurde. Hier sollte aus verklausulierten Verträgen Ka­
pital geschlagen werden, es sollten die Monopolbedin­
gungen der großen Unternehmungen ihren Vorrang vor 
den kleineren Betrieben sicherstellen. Hier wirkten sich 
alle Widersprüche aus, die im Rahmen der vielgeprie­
senen sog. Vertragsfreiheit ihre rechtliche Begründung 
finden. Und so war es nicht verwunderlich, daß die 
prozessualen Mittel in jeder Hinsicht von der einzelnen 
Partei ausschließlich in ihrem Interesse angewendet 
wurden. Zahlungsverweigerungen unter Berufung auf er­
fundene Schadensersatzforderungen oder Zurückbehal­
tüngsrechte, Vermögensverschiebungen bis zum betrü­
gerischen Bankrott, erfundene Mängelrügen u. a. m., das 
waren die unlauteren Mittel, mit denen im Zivilprozeß 
die Bekämpfung des Prozeßgegners durchgeführt wurde. 
Es bedarf keiner weiteren Ausführungen darüber, daß 
in den weitaus meisten Fällen eine der Parteien an der 
Verzögerung der endgültigen Entscheidung des Pro­
zesses interessiert war. Deshalb hatte sich eine beson­
dere Wissenschaft von den Methoden der Prozeßver­

schleppung entwickelt. Nicht selten fanden die Parteien 
hierbei die Unterstützung ihrer Prozeßbevollmächtig­
ten, die sich letzten Endes eben darin äußern mußte, 
daß dem Gericht bei der Durchführung des Rechtsstreits 
Hindernisse entgegengesetzt wurden. Der Mißbrauch 
der Bestimmungen der ZPO ging bis zum Verbrechen. 
So ist jener Fall bekannt geworden, in dem ein Be­
trüger es verstand, gegen einen infolge einer Reise ab­
wesenden Beklagten einen fingierten Anspruch in Höhe 
von vielen tausend Mark geltend zu machen und hier­
über ein Versäumnisurteil zu erlangen, indem er die 
Vorschriften über die Ersatzzustellung unter Mitwir­
kung von Komplizen dazu verwandte, dem Gericht 
eine ordnungsgemäße Zustellung vorzutäuschen. Nach 
Ausfertigung des Urteils war es dem Verbrecher ein 
Leichtes, mit Hilfe des Gerichtsvollziehers im Wege der 
Pfändung die gesamte Wohnung des Opfers auszu­
räumen und sich rechtswidrig zuzueignen.

Wenn wir heute auch noch die alten Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung anwenden müssen, so erlangen diese 
doch als Verfahrensvorschriften schon dadurch notwen­
digerweise einen anderen und neuen Inhalt, daß der 
Inhalt des materiellen Rechts selbst entsprechend un­
serer gesellschaftlichen Änderungen sich gewandelt hat. 
Das Recht ist heute Ausdruck der Demokratie unserer 
Ordnung. Es dient den Interessen derWerktätigen, dem 
Schutz unserer gesellschaftlichen Entwicklung, dem Auf­
bau unserer Volkswirtschaft und dem Schutz unseres 
Staates. Deshalb kann gar kein Zweifel daran bestehen, 
daß die Verfahrensvorschriften der alten Zivilprozeß­
ordnung nur so angewandt werden können und dürfen, 
daß die Ziele dieser Rechtsordnung gesichert werden. 
Damit hat letzten Endes auch das Urteil im Zivilprozeß 
und das zu ihm führende Verfahren einen neuen ge­
sellschaftlichen Inhalt bekommen. Heute handelt es 
sich bei einem Streitverfahren nicht mehr nur um die 
Angelegenheit zweier -Prozeßparteien, sondern jeder 
Streit ist immer auch gleichzeitig eine Frage unserer 
demokratischen Rechtsordnung, und jede Entscheidung 
ist ein Akt der demokratischen Gesetzlichkeit. So wie 
jede unserer gesetzlichen Normen bedeutet auch jedes 
Urteil eine Verwirklichung des Willens aller derjenigen 
Kräfte, die Staat und Regierung der Deutschen Demo­
kratischen Republik tragen.

Die rechtlichen Beziehungen der Bürger unseres 
Staates beruhen, soweit ihnen vertragliche Verein­
barungen zugrunde liegen, auf dem individuellen Wil­
len der Beteiligten, der sich aber immer nur im Rah­
men der subjektiven Rechte und Pflichten halten kann, 
die sich aus den allgemeinen Rechtsnormen ergeben. 
Da aber auf der Grundlage unseres Rechts zwischen 
den gesellschaftlichen Interessen und den persönlichen 
Interessen der Werktätigen ein Widerspruch weder be­
steht noch bestehen kann, sind die durch unseren Staat 
gesetzten Rechtsnormen dazu bestimmt, der Verwirk­
lichung des persönlichen Willens der Bürger, soweit 
dieser in rechtlichen Vereinbarungen sich niederschlägt, 
zu dienen. Soweit deshalb bei der Vereinbarung oder 
Durchführung von Rechtsbeziehungen der Bürger oder 
auch bei der Verwirklichung der zwischen ihnen durch 
Gesetz begründeten Rechtsverhältnisse gegen Rechts-
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